
scheiden und über die Berufung des Verklagten zu be­
finden.
Dabei mußte auch von einer anderen Berechnungsweise 
ausgegangen werden, als es das Bezirksgericht getan 
hat. Laut Protokoll der mündlichen Verhandlung vom
21. Mai 1966 vor dem Kreisgericht hat die Klägerin für 
die Zeit von Februar 1964 bis Januar 1966 lediglich 
einen monatlichen Mietzins von 54 M für den Garten ge­
fordert. Unter Beachtung von § 308 ZPO hat das Kreis­
gericht über diesen Antrag entschieden.
In der Berufungsverhandlung vor dem Bezirksgericht 
hat der Verklagte beantragt, die Klage abzuweisen, 
während die Klägerin Zurückweisung der Berufung be­
antragt hat. An diese Anträge war das Bezirksgericht 
gemäß § 536 ZPO gebunden, und es hätte daher nicht 
den monatlichen Mietzins auf 74 M erhöhen dürfen.

§ 310 ZPO; § 7 der Bekanntmachung zur Entlastung der 
Gerichte vom 13. Mai 1924 (RGBl. I S. 552); Erlaß des 
Staatsrates der DDR über die Form der Verkündung 
gesetzlicher Bestimmungen vom 15. Oktober 1960 (GBl. I
S. 531); § 9 Abs. 4 und 5 des Gesetzes über den Minister­
rat der DDR vom 17. April 1963 (GB1.I S.89); §§817 
Satz 2, 125, 127 BGB.
1. Vom Erlaß eines Urteils im schriftlichen Verfahren 
darf nur in besonders dazu geeigneten Ausnahmefällen 
Gebrauch gemacht werden. Dabei müssen stets eine 
Vereinfachung und Verkürzung des Verfahrens und die 
Beachtung der Rechte der Parteien gewährleistet sein.
2. Planmethodische Bestimmungen sind, unbeschadet 
ihrer Verbindlichkeit für den Bereich des Bauwesens, 
keine allgemein verbindlichen Rechtsnormen.
3. Wird gegen die für den Bau eines Eigenheims ge­
troffenen Verwaltungsmaßnahmen dadurch verstoßen, 
daß darüber hinausgehende Vertragsabreden getroffen 
und auch erfüllt werden, so kann das zwar verwaltungs­
rechtliche Folgen nach sich ziehen, bewirkt aber nicht 
die Nichtigkeit des zivilen Rechtsgeschäfts.
4. Die zivilrechtliche Wirksamkeit zusätzlicher münd­
licher Vereinbarungen nach Abschluß eines Bau­
leistungsvertrages kann im Prinzip auch bei ursprüng­
lich vereinbarter Schriftform nicht verneint werden. Im 
Gegensatz zur Verletzung zwingend vorgeschriebener 
Formvorschriften hat die Verletzung vereinbarter 
schriftlicher Form nur im Zweifel die Nichtigkeit des 
Rechtsgeschäfts zur Folge.
Zweifel über die Gültigkeit dieses Rechtsgeschäfts be­
stehen in der Regel dann nicht, wenn einer der Betei­
ligten die vereinbarte Leistung erbracht hat.
OG, Urt. vom 29. März 1968 — 2 Zz 33 67.

Die Klägerin hat für den Verklagten ein Einfamilien­
haus mit Garage gebaut. Als Bausumme waren 91 000 M 
vereinbart. Nach Abschluß der Bauarbeiten hat die 
Klägerin Schlußrechnung in Höhe von 129 649,75 M 
erteilt. Hierauf hat der Verklagte 99 251,99 M gezahlt. 
Die Klägerin hat beantragt, den Verklagten zu verur­
teilen, an sie 30 397,76 M zu zahlen. Um diesen Betrag 
sei der Verklagte ungerechtfertigt bereichert, da er 
stets erklärt habe, daß er den die vereinbarte Bau­
summe übersteigenden Betrag bezahlen werde.
Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er 
hat ausgeführt, mit der von ihm geleisteten Zahlung 
seien alle Leistungen der Klägerin abgegolten. Er sei 
daher nicht bereichert.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung der Klä­
gerin hat das Bezirksgericht mit dem im schriftlichen 
Verfahren ergangenen und den Parteien am 13. Juni 
1966 zugestellten Urteil als unbegründet zurückgewie­
sen.
Der gegen dieses Urteil gerichtete Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :

Das Bezirksgericht hat über die Berufung, nachdem die 
Klägerin den in der mündlichen Verhandlung vom 
18. August 1965 abgeschlossenen Vergleich am 14. Sep­
tember 1965 widerrufen hatte, nach erklärtem Einver­
ständnis der Parteien im schriftlichen Verfahren ent­
schieden. Mit der dabei praktizierten Verfahrensweise 
hat das Bezirksgericht jedoch die unseren Zivilprozeß 
beherrschenden Grundsätze der Mündlichkeit und 
Konzentration des Verfahrens verletzt.
Zur Anwendung des §7 der Entlastungsbekanntmachung 
vom 13. Mai 1924 (RGBl. I S. 552) hat das Oberste Ge­
richt bereits mit Urteil vom 1. Februar 1960 — 1 Zz 
59 59 — (OGZ. Bd. 7 S. 138) ausgeführt, daß von dem 
Erlaß eines Urteils im schriftlichen Verfahren nur mit 
größter Zurückhaltung in besonders dazu geeigneten 
Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden darf. Grund­
sätzlich ist das Endurteil auf Grund der Ergebnisse 
der mündlichen Verhandlung zu erlassen (§§ 128, 310 
ZPO). Gerade die mündliche Verhandlung ist eine 
wesentliche Grundlage für die Wahrung der Rechte und 
Interessen der Parteien im Zivilprozeß. Sie gewähr­
leistet gleichzeitig die Verwirklichung der Prinzipien 
der Öffentlichkeit und Unmittelbarkeit der Verhand­
lung unseres sozialistischen Zivilprozesses. Daraus ergibt 
sich, daß das schriftliche Verfahren — ausgehend von 
unseren sozialistischen Rechtsanschauungen — nur einen 
engen Anwendungsbereich haben kann. Es kann daher 
nur ausnahmsweise zur Anwendung kommen, wobei 
stets eine Vereinfachung und Verkürzung des Verfah­
rens und die Beachtung der Rechte der Parteien ge­
währleistet sein müssen.

Diese Grundsätze hat das Bezirksgericht nicht beachtet. 
In der rmündlichen Verhandlung vom 18. August 1965 
hat es selbst die Kompliziertheit dieses Rechtsstreits 
erkannt und auf die erheblichen Beweisschwierigkeiten 
hingewiesen, weshalb es eine der Billigkeit entspre­
chende Lösung im Abschluß eines Vergleichs zwischen 
den Parteien sah. Schon das zeigt, daß ein solcher 
Ausnahmefall, der die Anwendung des § 7 der Ent­
lastungsbekanntmachung rechtfertigen könnte, hier 
keinesfalls vorliegt. Das ist auch im Hinblick auf die 
im Berufungsurteil vertretene Rechtsauffassung, auf die 
später einzugehen sein wird, festzustellen. Mit der An­
wendung des schriftlichen Verfahrens in dieser Sache 
ist der Prozeß weder vereinfacht noch verkürzt worden. 
Die berechtigten Interessen der Parteien an der gründ­
lichen Aufklärung des Sachverhalts und schnellstmög­
lichen Erledigung des Verfahrens wurden nicht beachtet. 
So ruhte das Verfahren seit dem am 14. September 1965 
erfolgten Widerruf des Vergleichs bis zur Entscheidung, 
die schließlich am 13. Juni 1966 den Parteien zugestellt 
wurde, volle neun Monate, ohne daß in der Zwischen­
zeit eine dem Fortgang des Verfahrens dienende Tätig­
keit des Gerichts ersichtlich ist. Eine solche Verfahrens­
weise ist mit den Grundsätzen Unserer sozialistischen 
Rechtspflege nicht vereinbar. Dieser schwere Verfah­
rensfehler führt allerdings nicht zur Aufhebung des 
Urteils, die vielmehr aus folgenden Gründen erforder­
lich ist:
Zutreffend wird mit dem Kassationsantrag auf fehler­
hafte Anwendung des § 817 Satz 2 BGB durch die In­
stanzgerichte hingewiesen.
Das Kreisgericht begründet die Anwendung dieser Be­
stimmung damit, daß die Parteien „durch die Nicht­
anmeldung der vereinbarten Mehraufwendungen zur 
Genehmigung gegen die in der Bauwirtschaft geltenden 
Regelungen verstoßen“ haben. Dabei stützt es sich auf 
die Stellungnahme des Kreisbaudirektors, wonach die 
gesetzlichen Grundlagen für die Durchführung von 
Baumaßnahmen in den planmethodischen Bestimmun­
gen festgelfegt sind, die u. a. Kennziffern für die Er-
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